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 Polizei- & Verkehrsmanagement

1. Tatbestand
Die juristische Rechtsgrundlage für die Ret-
tungsgasse ist in § 11 Abs. 2 StVO zu fin-
den, die wie folgt lautet: „Stockt der Ver-
kehr auf Autobahnen und Außerortsstra-
ßen mit mindestens zwei Fahrstreifen für 
eine Richtung, müssen Fahrzeuge für die 
Durchfahrt von Polizei- und Hilfsfahrzeu-
gen in der Mitte der Richtungsfahrbahn, 
bei Fahrbahnen mit drei Fahrstreifen für 
eine Richtung zwischen dem linken und 
dem mittleren Fahrstreifen, eine freie Gas-
se bilden.“

Die Vorschrift gilt ausschließlich im recht-
lich-öffentlichen Verkehrsraum, nament-
lich auf Autobahnen und Außerortsstraßen 
mit mindestens zwei Fahrstreifen für eine 
Richtung. Ist es bei der Anlage von Auto-
bahnen selbstverständlich, dass die beiden 
Richtungsfahrbahnen durch einen Mittel-
streifen baulich voneinander getrennt sind, 
so gilt diese Voraussetzung für Außerorts-
straßen nicht immer. In zahlreichen Fäl-
len sind Außerortsstraßen der beschrie-
benen Art, d.h. mit jeweils zwei Fahrstrei-
fen für jede Richtung, lediglich durch das 
Zeichen 295 gem. Anlage 2 zu § 41 Abs. 
1 StVO in Form einer doppelten Ausfüh-
rung voneinander getrennt, weil die Stra-
ßenbreite eine andere bauliche Gestaltung 
nicht zulässt.

Die Zielsetzung der Vorschrift wird mit 
der Durchfahrt für Polizei-und Hilfsfahr-
zeuge ausdrücklich benannt. D.h. der Tat-
bestand und die Rechtsfolge der Vorschrift 

müssen dazu geeignet sein, das vom Ver-
ordnungsgeber gesteckte Ziel zu erreichen.

Für das Verständnis der Vorschrift, die 
aktuell reformiert werden soll, ist es wich-
tig, die einzelnen Merkmale des Tatbestan-
des zu analysieren, auszulegen und deren 
Sinnzusammenhang zu verstehen. Derzeit 
befindet sich der folgende Reform-Entwurf 
in der Phase der Verbandsanhörung: „Stockt 
der Verkehr auf Autobahnen sowie auf Au-
ßerortsstraßen mit mindestens zwei Fahr-
streifen für eine Richtung, müssen Fahr-
zeuge für die Durchfahrt von Polizei- und 
Hilfsfahrzeugen zwischen dem äußersten 
linken und dem unmittelbar rechts dane-
ben liegenden Fahrstreifen für eine Rich-
tung eine freie Gasse bilden.“

Dieser neue Tatbestand stimmt in den 
Voraussetzungen in Wesentlichen mit 

dem bisher geltenden Recht überein, so-
dass dessen Merkmale im Folgenden er-
läutert werden.

Der Tatbestand erfordert neben dem 
bereits erläuterten räumlichen Geltungs-
bereich als zweites Merkmal, dass der flie-
ßende Fahrzeugverkehr ins Stocken gera-
ten ist. Stockender Verkehr unterscheidet 
sich vom fließenden Verkehr dadurch, dass 
er sich verlangsamt hat und nicht mehr 
gleichmäßig fließt. Volkstümlich wird sto-
ckender Verkehr auch mit dem englischen 
Begriff „Stop-and-go“ bezeichnet. Der sto-
ckende Verkehr grenzt sich auf der anderen 
Seite vom Stau ab, bei dem der fließende 
Verkehr zum vollständigen Stillstand ge-
kommen ist. Bemerkenswert ist also, dass 
die Vorschrift nicht erst dann gilt, wenn 
es bereits zum Stau gekommen ist, son-

Rettungsgasse.jetzt

Die Rettungsgasse 
in der verkehrs-
rechtlichen  
Bewertung

Prof. Dr. jur. Dieter Müller
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gibt es keine Mitte der Fahrbahn und die 
Rettungsgasse muss zwischen dem linken 
und dem mittleren Fahrstreifen gebildet 
werden. Bislang ungeregelt blieb die Fall-
gestaltung, dass eine Richtungsfahrbahn 
über vier Fahrstreifen und mehr für eine 
Richtung verfügt. In diesem Fall war die 
Bildung der Rettungsgasse lediglich durch 
die Grundregel vorgeschrieben, die immer 
dann galt, wenn die Richtungsfahrbahn 
über vier oder gar sechs Fahrstreifen für 
eine Richtung verfügte, weil in diesem Fall 
die Rettungsgasse genau in der Mitte zu 
bilden gewesen wäre.

Der neue Entwurf erhebt nun den Aus-
nahmefall der Bildung einer Rettungsgas-

se bei einer ungeraden Anzahl von Fahr-
streifen für eine Richtung zum Regelfall, 
indem die Rettungsgasse immer zwischen 
dem äußersten linken und dem unmittel-
bar rechts daneben liegenden Fahrstreifen 
für eine Richtung gebildet werden muss. 
D.h., dass die Rettungsgasse nur noch dann 
in der Mitte zweier Fahrstreifen gebildet 
werden muss, wenn die Richtungsfahr-
bahn überhaupt nur über zwei Fahrstrei-
fen verfügt. Diese Neuregelung schafft 
nun endlich die ersehnte Rechtsklarheit 
und es bleibt nur zu hoffen, dass die Fahr-
zeugführer diese neue Vorschrift schnell 
erlernen und begreifen.

Die gelebte Realität der Anwendung 
dieser Vorschrift sah nämlich bisher für 
die Polizei, die Feuerwehr, die Rettungs-
dienste und andere Hilfsdienste alles an-
dere als befriedigend aus. Die Fahrer dieser 
Hilfsorganisationen müssen alltäglich er-
leben, dass zahlreiche Fahrzeugführer ent-
weder zu faul sind, der Anordnung des § 11 
Abs. 2 StVO zu folgen oder diese Vorschrift 
einfach nicht begriffen haben. Laut einer 
aktuellen und repräsentativen forsa-Um-
frage, die von der Johanniter-Unfall-Hilfe 
in Auftrag gegeben worden war, wissen 
64 Prozent aller Fahrerlaubnisinhaber in 
Deutschland nicht, wie eine Rettungsgas-

durch einen Mittelstreifen oder eine an-
dere bauliche Maßnahme getrennt wird 
(vgl. dazu § 3 Abs. 3 Nr. 2c StVO). Außer-
ortsstraßen verfügen aber nur selten über 
bauliche Trennungen dieser Art. 

Der Entwurf für die neue Vorschrift 
führt den Begriff der Richtungsfahrbahn 
im Tatbestand nicht mehr auf. Es wird le-
diglich zwischen Autobahnen und Außer-
ortsstraßen unterschieden. Dadurch ge-
winnt die neue Vorschrift an Klarheit und 
wird für die Fahrzeugführer verständlicher.

2. Rechtsfolge
Die Rechtsfolge dieser Vorschrift sieht die 
Bildung einer Rettungsgasse vor. Mit dem 
unbestimmten Rechtsbegriff „freie Gasse“ 
ist gemeint, dass die anderen Fahrzeug-
führer die von ihnen befahrenen Fahr-
streifen derart räumen, sodass ein Korri-
dor entsteht, der für die „Durchfahrt“ ge-
nutzt werden kann. Diese Rechtsfolge ist 
vergleichbar mit dem Begriff „Bahn frei“ 
aus § 38 Abs. 1 StVO. Beiden unbestimm-
ten Rechtsbegriffen ist gemeinsam, dass 

die bevorrechtigten Fahrzeuge den ent-
stehenden Korridor nutzen dürfen.

Hinsichtlich der zu bildenden Rettungs-
gasse besteht ein großer Unterschied zwi-
schen der bestehenden Rechtslage und der 
Novelle. Nach geltendem Recht herrscht 
der Grundsatz, dass die Rettungsgasse in 
der Mitte einer Richtungsfahrbahn zu bil-
den ist, d.h. bei einer geraden Anzahl von 
Fahrstreifen immer in der Mitte aller Fahr-
streifen. Die geltende Vorschrift formu-
liert für diesen Regelfall eine Ausnahme, 
die für Fahrbahnen mit drei Fahrstreifen 
für eine Richtung gelten soll. In diesem Fall 

dern bereits vorher in der Phase des sich 
aufstauenden Verkehrs.

Die Vorschrift gilt dem Text nach auf 
der einen Seite für „Fahrzeuge“, richtet sich 
aber an die Fahrzeugführer. Ein verständlich 
formulieren der Verordnungsgeber würde 
eine an Verkehrsteilnehmer gerichtete Ver-
haltenspflicht auch an diesen Personen-
kreis adressieren. Unter Fahrzeugen sind 
sowohl mehrspurige, als auch einspurige 
Fahrzeuge zu verstehen, wobei die letztge-
nannte Gruppe noch zwischen motorge-
triebenen und durch Muskelkraft betrie-
benen Fahrzeugen unterschieden werden 
muss. Auf der anderen Seite gilt die Vor-
schrift für „Polizei- und Hilfsfahrzeuge“, 
d.h. für die Fahrzeuge der Vollzugspolizei 
und für die Fahrzeuge der diversen Hilfs-
dienste wie zum Beispiel Feuerwehr, Ret-
tungsdienste, Technisches Hilfswerk und 
Pannendienste.

Im derzeit geltenden Verordnungstext 
wird im räumlichen Geltungsbereich noch 
zwischen zwei Fallgruppen unterschieden. 
Die erste Fallgruppe wird durch Richtungs-

fahrbahnen gebildet und die zweite Fall-
gruppe wird durch Fahrbahnen mit drei 
Fahrstreifen für eine Richtung gebildet. 
Dabei bleibt außer Acht, dass es sich bei 
Fahrbahnen mit drei Fahrstreifen für eine 
Richtung um einen Unterfall einer Rich-
tungsfahrbahn handelt. Vollends außer 
Acht bleibt dabei, dass der ursprünglich 
genannte zweite Geltungsbereich, die Au-
ßerortsstraßen, nur in seltenen Fällen mit 
zwei Fahrbahnen für eine Richtung ausge-
stattet sind. Eine derartige Richtungsfahr-
bahn entsteht nämlich erst dann, wenn 
sie von der anderen Richtungsfahrbahn 

Der Verfasser ist Vorsitzender des 
juristischen Beirats des Deutschen 
Verkehrssicherheitsrates, Mitglied 
im wissenschaftlichen Beirat der 
Deutschen Verkehrswacht, Mit-
glied im Fachausschuss Verkehr der 
DPolG und hauptberuflich Profes-
sor für Straßenverkehrsrecht und 
Verkehrsstrafrecht, Ordnungswid-
rigkeitenrecht an der Hochschule 
der Sächsischen Polizei (FH).
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se zu bilden ist, wenn sich auf einer Straße 
mit drei Fahrstreifen für eine Richtung ein 
Hilfsfahrzeug von hinten nähert.

Es wird viel von einer guten, verständ-
lichen und weit verbreiteten Werbung für 
die neue Vorschrift abhängen, dass die Ret-
tungsgasse zukünftig schneller und rei-
bungsloser gebildet werden kann. Dazu 
wird es nicht genügen, die Vorschrift nur 
amtlich zu publizieren sondern es wird viel-
mehr erforderlich sein, die Multiplikato-
ren wie die Deutsche Verkehrswacht und 
den Deutschen Verkehrssicherheitsrat mit 
ihren Unterorganisationen und Spezialis-
ten ins Boot zu nehmen, um die neue Vor-
schrift zu verbreiten. Zusätzlich erscheint 
es als sehr sinnvoll, auch den Bereich der 
Social Media künftig deutlich besser als bis-
her in die Öffentlichkeitsarbeit der staat-
lichen Verkehrssicherheitsarbeit einzubin-
den. Hier gibt es noch einen großen Nach-
holbedarf, der sich daran zeigt, dass große 
Differenzen in der Präsenz und in der Effi-

zienz der staatlichen Organisationen so-
wie der Verbände in den stetig wachsen-
den Bereich der Social Media existieren.

3. Sanktionen
Verstöße gegen diese Vorschrift sind 
auf der Grundlage von § 49 Abs. 1 Nr. 11 
StVO i.V.m. § 24 StVG als ordnungswidri-
ges Verhalten zu bewerten. Für Verstö-
ße sieht der Bußgeldkatalog in seiner lfd. 
Nr. 50 lediglich ein Verwarnungsgeld in 
Höhe von 20 € vor. In der Verwarnungs-
praxis von Polizei und Bußgeldbehörden 
spielt diese Vorschrift jedoch keine Rolle. 
Der Grund dafür ist, dass die Einsatzfah-
rer, die sich mit ihren Einsatzfahrzeugen 
durch die Rettungsgassen hindurch mü-
hen müssen, gar keine Zeit dafür haben, 
sich diejenigen Kennzeichen aufzuschrei-
ben und die Fahrer zu merken, die nicht 
dazu in der Lage waren, eine Rettungs-
gasse zu bilden. Dadurch, dass die Poli-
zeibehörden auf die Sanktionierung von 

Fehlverhalten verzichten, besteht bei den 
Fahrzeugführern kein pädagogischer Lei-
densdruck, eigenes Fehlverhalten zu kor-
rigieren und künftig eine Rettungsgasse 
rechtzeitig zu bilden. Ein Lösungsansatz 
wäre, Einsatzfahrzeuge mit einer Dash-
cam auszustatten, damit Einsatzfahrten 
gefilmt werden und dadurch das Fehlver-
halten von Fahrzeugführern, die nicht da-
zu in der Lage waren, eine Rettungsgasse 
zu bilden, zu dokumentieren. Falls es wäh-
rend einer Einsatzfahrt zu keinerlei Doku-
mentationen von Fehlverhalten gekom-
men ist, bestünde auf Knopfdruck eine 
Verpflichtung des Einsatzfahrers, das ent-
sprechende Video spurenlos zu löschen.

Ein weiterer Ansatz für eine höhere 
Durchschlagskraft dieser Vorschrift wä-
re die Erhöhung des bisherigen Verwar-
nungsgeldes für einen Verstoß in den Be-
reich eines Bußgeldes auf den Betrag von 
60 € zu erhöhen und dieses Delikt gleich-
zeitig in die Anlage 13 der Fahrerlaubnis-
verordnung mit dem Punktwert von einem 
Punkt zu bewerten, der im Fahreignungs-
register einzutragen wäre, damit die Hilfs-
dienstfahrzeuge zukünftig nicht weiterhin 
behindert werden. Erst über diese konse-
quente Verbindung zwischen Handlungs-
verpflichtung und Sanktion eines Versto-
ßes würde es den Fahrzeugführern klar 
werden, dass es sich um eine existenziell 
wichtige Vorschrift für die Rettung von 
Menschenleben handelt.
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Institut für Verkehrsrecht und 
Verkehrsverhalten Bautzen
E-Mail: Autor@pvtweb.de

RETTUNGSGASSE.JETZT
Eine Initiative von pvt POLIZEI VERKEHR + TECHNIK

Die Situation „Rettungsgasse“ ist in Deutschland nach 
wie vor lebensgefährlich. Deshalb startet pvt hier-

mit die Initiative RETTUNGSGASSE.JETZT. 
Wir wollen aktiv zur Verbesserung dieser unbefrie-
digenden Situation beitragen, multimedial best-
möglich die Bevölkerung ansprechen und Ent-
scheider in Politik und Verwaltung zum Handeln 
animieren. pvt publiziert dazu entsprechen-
de Fachbeiträge, wird diese neben weiteren 
Informationen zum freien Download un-
ter www.RETTUNGSGASSE.jetzt bereit-
stellen sowie eine Vielzahl von Medi-
en informieren und zum Mitmachen 
auffordern. Erste Mitstreiter produ-
zieren schon Videobeiträge für die Ver-

öffentlichung im Internet. Wir stellen zudem ab sofort 
Aufkleber und Daten-Versionen mit unserem „Warn-

schild“ Rettungsgasse kostenfrei zur Verfügung, da-
mit möglichst viele Verkehrsteilnehmer und Multi-

plikatoren diese nutzen können. Nächste Aktion 
wird die Präsentation der Initiative anlässlich der 

Internationalen Polizeifachmesse und -konfe-
renz GPEC im Juni in Leipzig sein. 

Wir hoffen, dass möglichst viele Organisa-
tionen, Behörden, Unternehmen und Bür-

ger diese Initiative aufgreifen, weiter-
tragen oder anderweitig aktiv werden 
– und Leben retten.
Mach mit, mach Platz!

www.RETTUNGSGASSE.jetzt
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der gleiche Regeln zur Rettungsgassenbil-
dung haben, muss in Tschechien die Ret-
tungsgasse bei Richtungsfahrbahnen mit 
mehr als zwei Fahrstreifen zwischen dem 
mittleren und dem rechten Fahrstreifen 
gebildet werden.

Berücksichtigt man die in Europa un-
terschiedlichen oder gar nicht vorhande-
nen Regelungslagen und die Vielzahl der 
Nationalitäten, die insbesondere auf deut-
schen Autobahnen unterwegs sind, ist es 
nicht verwunderlich, dass Hilfskräfte bei 
der Anfahrt zu Einsatzstellen auf zum Teil 
chaotische Zustände treffen. Beim Wahr-
nehmen von „Blauem Blinklicht“ und „Ein-
satzhorn“ völlig überforderte Verkehrsteil-
nehmer fahren mal links mal rechts oder 
bremsen unvermittelt und bleiben mit-
ten auf der Fahrbahn stehen. Sobald das 
Einsatzfahrzeug vorbeigefahren ist, wird 
die Gasse oft wieder geschlossen. 

Insbesondere nachalarmierte Kräfte, 
wie beispielsweise THW-Einheiten oder 
BRK-Bereitschaften, werden mit auf der 
Fahrbahn umherlaufenden Schaulusti-
gen und deren verlassenen Fahrzeugen 
konfrontiert, an denen nur mit großem 
Aufwand vorbeizukommen ist. Fahrzeuge 

empfindlich bestraft. Nicht verschweigen 
sollte man, dass es nach wie vor in Öster-
reich Stimmen gibt, die der Einführung der 
Rettungsgasse kritisch gegenüberstehen 
und deren Nutzen anzweifeln. Doris Bu-
res (SPÖ), die bis September 2014 Minis-
terin im BMVTI war, kommentierte das 
mit den Worten: „Es ist nicht so, dass die 
Rettungsgasse nicht funktioniert, sondern 
die Autofahrer bilden sie nicht“.

Interessanterweise wird von den Be-
fürwortern der Rettungsgasse in Öster-
reich immer wieder auf das funktionie-
rende „System Rettungsgasse“ in Deutsch-
land verwiesen. Nach übereinstimmenden 
Aussagen deutscher Hilfsorganisationen 
funktioniert die Rettungsgasse im besten 
Fall schlecht, abhängig von Örtlichkeit und 
Tageszeit manchmal sogar gar nicht. In 
Deutschland gibt es diese Vorschrift be-
reits seit 1982 im § 11 Abs. 2 StVO.

Europaweit gibt es keine einheitlichen 
Regeln, wie die Rettungsgasse zu bilden 
ist. Und nur gerade mal eine Handvoll eu-
ropäischer Länder, haben sie verpflichtend 
eingeführt. Dies sind Deutschland, Öster-
reich, Schweiz, Slowenien und Tschechi-
en. Während die vier erstgenannten Län-

Vier Jahre nach der Einführung der Ret-
tungsgasse in Österreich, die mit ei-

ner groß angelegten Werbekampagne be-
gleitet wurde, sind die österreichischen 
Einsatzkräfte mit dem Ergebnis zufrieden. 
Das ergibt sich aus dem dazu durch das ös-
terreichische Bundesministerium für Ver-
kehr, Innovation und Technologie (BMVIT) 
beauftragten und durch das Kuratorium 
für Verkehrssicherheitsarbeit (KfV) erar-
beiteten Evaluationsbericht. So nahm die 
Bekanntheit des Begriffs „Rettungsgasse“ 
von 73 % auf 98 % zu. Dies gilt auch für 
die subjektive Einschätzung der Befrag-
ten hinsichtlich ihres Wissens, was bei der 
Bildung einer Rettungsgasse zu tun ist. 

Kraftfahrzeugführer sind seit dem 1. 
Januar 2012 in Österreich verpflichtet, bei 
Staubildung oder stockendem Verkehr auf 
mehrspurigen Richtungsfahrbahnen eine 
Rettungsgasse zu bilden und das unab-
hängig davon, ob sich ein Rettungsfahr-
zeug nähert oder nicht. Das Nichtbilden 
der Rettungsgasse wird mit bis zu 726 € 
geahndet. Wer dabei Einsatzfahrzeuge 
behindert, muss gar mit einer Sanktion 
von bis zu 2.180 € rechnen. Das rechts-
widrige Befahren der Gasse wird ebenfalls 

Nadelöhr Rettungsgasse
Stefan Pfeiffer

Europaweit gibt es keine einheitlichen Regeln, wie die Rettungsgasse zu bilden ist.
Beim Wahrnehmen von „Blauem Blinklicht“ und „Einsatzhorn“ völlig überforderte 
Verkehrsteilnehmer fahren mal links mal rechts oder bremsen unvermittelt und bleiben 
mitten auf der Fahrbahn stehen. Sobald das Einsatzfahrzeug vorbeigefahren ist, wird die 
Gasse oft wieder geschlossen.
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wenig später den Stau durchfahrenden 
Folgefahrzeuge haben das Funkwarnsys-
tem schon aus Kostengründen nicht ein-
gebaut, so dass sich deren Fahrer gleich 
wieder mit dem Problem einer nicht oder 
schlecht gebildeten Rettungsgasse kon-
frontiert sehen. 

Die Österreicher haben es vorgemacht. 
Es kann nur funktionieren, wenn diese The-
matik in Deutschland öffentlichkeitswirk-
sam aufbereitet und bearbeitet wird. Man 
sollte sogar noch weiter gehen. In Zeiten 
offener Grenzen und internationalem Ver-
kehr auf den europäischen Straßen sind 
länderübergreifende Regelungen und Lö-
sungen zwingend. Dies stellen auch die Ex-
pertinnen und Experten des bereits ange-
sprochenen österreichischen Evaluations-
berichtes heraus. „Es wird eine EU-weite 
Vereinheitlichung des Systems Rettungs-
gasse empfohlen, die langfristig anzustre-
ben ist. Durch eine einheitliche Regelung 
können Missverständnisse bei ausländi-
schen LenkerInnen reduziert werden“. 

Funktionierende Rettungsgassen spa-
ren wichtige Minuten bis zum Eintreffen 
der Hilfsorganisationen am Einsatzort und 
können so Leben retten. Dazu müssen aber 
alle Verkehrsteilnehmer, unabhängig da-
von, aus welchem europäischen Land sie 
kommen, mit den Regeln zur Bildung ei-
ner Rettungsgasse vertraut sein und die-
se beherrschen. 

Abwehr von Gefahren für Leben, Gesund-
heit und die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung. Dazu gehört neben der Versorgung 
der Verletzten an der Einsatzstelle auch 
die schnelle Wiederherstellung der Sicher-
heit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs, 
die Auflösung des Staus und damit die Be-

seitigung der durch den Stau verursach-
ten Gefahren, vor allem am Stauende. Im 
Übrigen stellt sich die Frage, ob sich ein 
großer Aufwand bis hin zu einer durchaus 
möglichen Einstellung des Verfahrens vor 
Gericht lohnt, wenn die Zuwiderhandlung 
gegen die oben genannte deutsche Ret-
tungsgassenvorschrift doch nur mit einem 
Verwarngeld in Höhe von 20 € belegt ist. 
Da ist ein staunender Blick nach Öster-
reich durchaus berechtigt, und es zeigt 
sich wieder einmal, dass Deutschland im 
Hinblick auf die Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten im Straßenverkehr europa-
weit zu Recht als „Billigland“ gilt.

Positive Erfahrungen hat die Freiwillige 
Feuerwehr des mittelfränkischen Ortes 
Allersberg mit einem CB-Funkwarnsystem 
gemacht. 2014 wurde deren Kommando-
fahrzeug probeweise mit dem ca. 5000 € 
teuren Gerät ausgestattet. Damit werden 
während der Staudurchfahrt Lkw-Fahrer 
in acht verschiedenen Sprachen mit dem 
Text „Bitte Rettungsgasse bilden“ ange-
sprochen. An der Einsatzstelle angekom-
men kann der Text umgeschaltet werden, 
und es wird der Hinweis „Achtung Gefah-
renstelle“ gesendet. Rückt aber der Feu-
erwehrzug nicht gemeinsam aus, was bei 
einer freiwilligen Wehr grundsätzlich der 
Fall ist, wird die Rettungsgasse nach der 
Durchfahrt des Kommandofahrzeuges 
meist gleich wieder „zugefahren“. Die 

ohne „Blaues Blinklicht“ wie Bergediens-
te, Gutachter oder Bestattungsunterneh-
mer brauchen zum Durchkommen durch 
den Stau oftmals polizeiliche Begleitung, 
da die im Stau Stehenden ansonsten ge-
legentlich gar nicht oder nur sehr wider-
willig Platz machen. Dazu kommen LKW 

Fahrer, die auch kürzere Standzeiten dazu 
nutzen, auf dem rechten Fahrstreifen oder 
dem Seitenstreifen eine Lenkzeitunterbre-
chung einzubringen. Dies hat zur Folge, 
dass eine Rettungsgassenbildung von Ver-
kehrsteilnehmern, die sich auf dem rech-
ten oder mittleren Fahrstreifen befinden, 
schlichtweg unmöglich wird. Dann ent-
scheidet sich mancher Polizeiführer vor 
Ort lieber dazu, längere Anfahrtswege der 
Hilfskräfte über Ausweichrouten in Kauf 
zu nehmen, um diese ab der nächsten Aus- 
bzw. Einfahrt hinter der Einsatzstelle ent-
gegen der Fahrtrichtung anfahren zu las-
sen. Wohlwissend, dass diese Entscheidung 
zur Gewährleistung der Sicherheit der Ein-
satzkräfte und Verkehrsteilnehmer zusätz-
liches Personal zur Sperrung von an der 
Anfahrtstrecke gelegenen Rasthöfen und 
Parkplätzen erfordert. Nicht selten wird 
durch die Disponenten des Rettungsdiens-
tes in dem Bewusstsein, dass ein Notarzt 
bei der Anfahrt durch den Stau regelmä-
ßig auf unüberwindbare Hindernisse stößt, 
zusätzlich ein Rettungshubschrauber zum 
Unfallort beordert. Muss dieser auf der 
Fahrbahn landen hat auch dies grundsätz-
lich eine Komplettsperrung der betroffe-
nen Richtungsfahrbahn zur Folge.

Ein Einschreiten gegen Fehlverhalten im 
Zusammenhang mit der Rettungsgassen-
bildung unterbleibt regelmäßig zugunsten 
der Erledigung dringlicherer Aufgaben zur 
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